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1. Instanz

Aktenzeichen S 9 P 112/15
Datum 06.06.2016

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 P 19/16
Datum 24.09.2019

3. Instanz

Datum -

1. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Hamburg vom 6. Juni 2016 wird zurÃ¼ckgewiesen.
2. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.
3.Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Im Streit ist die GewÃ¤hrung von Pflegegeld fÃ¼r die Zeit ab Oktober 2009.

Mit Schreiben vom 24. Januar 2010 wandte sich die ProzessbevollmÃ¤chtigte und
Mutter des am 5. Dezember 1996 geborenen KlÃ¤gers an die Beklagte und teilte
mit, dass der KlÃ¤ger einen Impfschaden erlitten habe. BeigefÃ¼gt wurde ein
Bescheid des niedersÃ¤chsischen Landesamtes fÃ¼r Soziales, Jugend und Familie
vom 27. November 2009, in welchem eine hÃ¶here Festsetzung des GdB als 30
abgelehnt worden ist. Die ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers wies daraufhin,
dass das Versorgungsamt sie nicht darÃ¼ber informiert habe, dass auch Pflegegeld
beantragt werden kÃ¶nne. Die Anerkennung der Pflegestufe I werde daher
rÃ¼ckwirkend zum 1. November 2009 beansprucht.
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Am 24. MÃ¤rz 2010 fand eine Begutachtung durch den medizinischen Dienst der
Krankenkassen (MDK) statt. Festgestellt wurde ein Hilfebedarf im Bereich der
Grundpflege von 0 Minuten. Die ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers hat der
Verwertung des Gutachtens im weiteren Verlauf des Verwaltungsverfahrens
vehement widersprochen.

Mit Bescheid vom 10. Mai 2010 lehnte die Beklagte den Antrag des KlÃ¤gers auf
GewÃ¤hrung von Pflegeleistungen mit der BegrÃ¼ndung ab, dass keine
PflegebedÃ¼rftigkeit vorliege.

Hiergegen richtete sich der am 17. Mai 2010 erhobene Widerspruch. Das Gutachten
sei falsch und enthalte zahlreiche Falschaussagen, es werde daher die Sperrung des
Gutachtens beantragt, strafrechtliche Schritte gegen den Gutachter seien auch
mÃ¶glich. Durch den Impfschaden sei der KlÃ¤ger durchgehend bettlÃ¤gerig und
kÃ¶nne seit Monaten die Schule nicht besuchen.

Daraufhin Ã¼bersandte die Beklagte der ProzessbevollmÃ¤chtigten und Mutter des
KlÃ¤gers ein Pflegetagebuch mit der Bitte, dieses ausgefÃ¼llt zurÃ¼ckzusenden.
Eine weitere Begutachtung kam nicht zu Stande. Zwischenzeitlich bestand kein
Kontakt mehr zum KlÃ¤ger, der mit seiner Mutter nach Spanien/Mallorca
umgezogen war.

Am 19. November 2014 wandte sich die ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers
erneut an die Beklagte und stellte diverse AntrÃ¤ge. Unter anderem beantragte sie
die Ã�bersendung des vollstÃ¤ndigen Gutachtens und verwies auf diverse unwahre
Tatsachenbehauptungen durch die Gutachterin. Kritisiert wurde unter anderem,
dass die Gutachterin keine Ã�rztin sei und somit nicht ausreichend qualifiziert
gewesen sei, um den Pflegebedarf zu ermitteln. Bei allen Verrichtungen des
tÃ¤glichen Lebens sei Hilfe erforderlich.

Nach Anforderung durch die Beklagte wurde mit Schreiben vom 18. Juni 2015 eine
vom KlÃ¤ger unterschriebene Vollmacht aus dem Jahr 2014 Ã¼bermittelt.
DarÃ¼ber hinaus wurden Ã¤rztliche Befundberichte eingereicht.

Der Facharzt fÃ¼r Neurologie und Nervenheilkunde Dr. H. diagnostizierte im
Befundbericht vom 3. MÃ¤rz 2010 eine chronische Verschlechterung des
Allgemeinzustandes mit orthostatischem Schwindel nach Grippeimpfung im
November 2009. DarÃ¼ber hinaus bestÃ¼nde der dringende Verdacht auf
vorwiegend psychosomatische bzw. depressive Beschwerdeursachen. Der Patient
sei seit zwei Wochen nicht mehr zur Schule gegangen, es kÃ¶nnten keine
wesentlichen pathologischen Befunde bei aggraviert wirkenden
KoordinationsstÃ¶rungen festgestellt werden. Es bestÃ¼nde eine symbiotisch
wirkende Beziehung zu der sehr dominanten Mutter.

Der Arzt Dr. N. gab mit Attest vom 7. September 2009 an, dass der KlÃ¤ger unter
Neurodermitis, einem Aufmerksamkeits-Defizit-Syndrom (ADS-Syndrom), Asthma
bronchiale bei insgesamt labilem Zustand leide. Bei hygienischen Verrichtungen wie
der KÃ¶rperwÃ¤sche mÃ¼sse er beaufsichtigt werden.
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Der Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. G. bescheinigte mit Attest vom 9.
Juni 2005 ein ADS-Syndrom mit gut wirkender medikamentÃ¶ser Behandlung.

SchlieÃ�lich wurde von der Mutter des KlÃ¤gers ein Befundbericht von Dr. M.,
Facharzt fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie, vom 9. MÃ¤rz 2013 (praktiziert in
Palma de Mallorca) vorgelegt. Darin werden ZwangsstÃ¶rungen mit
Zwangsgedanken und eine StÃ¶rung des Sozialverhaltens mit depressiver StÃ¶rung
diagnostiziert.

Die ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers erlÃ¤uterte ausfÃ¼hrlich die
Krankheitsgeschichte des KlÃ¤gers, der ihrer Auffassung nach unter am 14. Oktober
2009 und 13. November 2009 erlittenen ImpfschÃ¤den leide. Die Voraussetzungen
der Pflegestufe I seien ab 14. Oktober 2009 erfÃ¼llt, ab 1. Januar 2012 zusÃ¤tzlich
die Voraussetzungen der Pflegestufe "0". 2013 habe es einen Aufenthalt in der
Klinik â�� in Palma de Mallorca gegeben. Danach sei eine Behandlung Ã¼ber
mehrere Monate in einer Tagesklinik sowie eine psychiatrische Dauerbehandlung
erforderlich gewesen. Der KlÃ¤ger leide auch unter Anorexie (Magersucht). Eine
Anleitung und Ã�berwachung der Tagesstruktur sei erforderlich. Es habe
zwischenzeitlich mehrfache Aufenthalte in geschlossenen psychiatrischen Kliniken
gegeben. Ein Hilfebedarf bestÃ¼nde z.B. auch bei der Einnahme von Medikamenten
und der Nahrungsaufnahme. Der KlÃ¤ger leide unter Inkontinenz, Rheuma und
Narkolepsie. Das Gutachten des MDK dÃ¼rfe auf keinen Fall verwendet oder
weitergegeben werden.

Am 5. August 2015 kam es zu einer erneuten Begutachtung durch den MDK in
Spanien/Mallorca. Auch dieses Gutachten wurde auf Antrag der KlÃ¤gerin aus der
Akte genommen.

Die Beklagte gewÃ¤hrte mit Bescheid vom 27. August 2015 Pflegegeld nach
Pflegestufe 0 bei einem allgemeinen Beaufsichtigungs- und Betreuungsbedarf fÃ¼r
die Zeit ab 1. Januar 2013. Mit Schreiben desselben Datums teilte die Beklagte der
ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers mit, dass der MDK keinen regelhaften und
dauerhaften Hilfebedarf habe ermitteln kÃ¶nnen. Es hÃ¤tte lediglich ein situativer
Hilfebedarf bestanden.

Am 28. August 2015 hat der KlÃ¤ger, vertreten durch seine
ProzessbevollmÃ¤chtigte, Klage vor dem Sozialgericht Dresden erhoben und unter
anderem eine UntÃ¤tigkeit der Beklagten im Zusammenhang mit der Bewilligung
von Pflegegeld und Entscheidung Ã¼ber den gestellten Antrag gerÃ¼gt. DarÃ¼ber
hinaus ist eine Sperrung der MDK-Gutachten sowie eine Ã�bersendung des
aktuellen MDK-Gutachtens beantragt worden. Die Beklagte sei im Zusammenhang
mit der UntÃ¤tigkeit auch schadensersatzpflichtig.

Am 20. September 2015 hat die ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers zusÃ¤tzlich
vor dem Sozialgericht Hamburg eine kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage,
gerichtet auf die GewÃ¤hrung von Pflegegeld, erhoben (S 9 P 112/15 â�� L 3 P
19/16). Auch das aktuelle MDK-Gutachten werde wegen TatsachenverfÃ¤lschung
und VerstoÃ�es gegen Datenschutzrechte durch den Gutachter des MDK Dr. F.

                             3 / 12

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%209%20P%20112/15
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%203%20P%2019/16
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%203%20P%2019/16


 

angefochten. In der KlagebegrÃ¼ndung ist der angebliche Impfschaden des
KlÃ¤gers ausfÃ¼hrlich dargestellt worden. Begehrt werde zusÃ¤tzlich eine
Verzinsung der gemÃ¤Ã� Pflegestufe 0 gewÃ¤hrten Leistungen sowie eine soziale
Absicherung der KlÃ¤gervertreterin und Mutter als Pflegeperson.

Mit Beschluss vom 3. November 2005 hat das Sozialgericht Dresden den
Rechtsstreit an das Ã¶rtlich zustÃ¤ndige Sozialgericht Hamburg verwiesen (S 9 P
17/16 â�� L 3 P 17/16).

Mit Widerspruchsbescheid vom 12. November 2015 hat die Beklagte den
Widerspruch der KlÃ¤gerin als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen. Nach den
durchgefÃ¼hrten Ermittlungen sei ein Hilfebedarf im Bereich der
Pflegeversicherung nicht erkennbar, weitere Ermittlungen seien nicht mÃ¶glich. Die
inhaltliche Verwertung der MDK-Gutachten sei untersagt worden.

Die Beklagte hat in diesem Verfahren mit Schriftsatz vom 9. Februar 2016 ihre
UntÃ¤tigkeit eingerÃ¤umt. Die KlÃ¤gerseite hat auf einen Hinweis des Gerichts vom
2. MÃ¤rz 2016, dass sich durch Erlass des Widerspruchsbescheides die
UntÃ¤tigkeitsklage erledigt habe, nicht reagiert.

Die KlÃ¤gerin hat in dem vorliegenden Verfahren weiter vorgetragen und
ausgefÃ¼hrt, dass sich die Klage nicht durch Erlass des Widerspruchsbescheides
erledigt habe. Es seien zwei unwahre Verwaltungsakte fÃ¼r nichtig zu erklÃ¤ren.
Eine SchweigepflichtentbindungserklÃ¤rung bzw. EinverstÃ¤ndniserklÃ¤rung,
medizinische Unterlagen beizuziehen, ist von der KlÃ¤gerin nicht erteilt worden. Im
Laufe des Verfahrens sind verschiedene Ã�rzte aufgelistet worden, fÃ¼r die auf
jeden Fall keine SchweigepflichtentbindungserklÃ¤rung abgegeben werden kÃ¶nne,
weil sie den KlÃ¤ger in der Vergangenheit falsch behandelt hÃ¤tten oder sich
irgendetwas anderes haben zu Schulden kommen lassen. Es wÃ¼rden bereits
vorliegende, aussagekrÃ¤ftige Befunde eingereicht werden. Die Ã�rzte seien als
Zeugen zu vernehmen. Die Beklagte habe fÃ¼r alle negativen Folgen und
Verfehlungen einzustehen. Es sei eine Einstufung der Pflegestufe durch einen
neutralen GerichtssachverstÃ¤ndigen vorzunehmen. Nunmehr hat die
ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers die Auffassung vertreten, der KlÃ¤ger habe
insgesamt 52 ImpfschÃ¤den erlitten. Sie hat dabei eine umfassende Dokumentation
der angeblichen SchÃ¤den durch Impfungen erstellt und eingereicht. Im Ã�brigen
sei sie auch als MitgeschÃ¤digte und zweite KlÃ¤gerin zu erfassen. Bei ihr ginge es
um die Rentenversicherungspflicht als Pflegeperson.

Die KlÃ¤gerin hat die bereits im Verwaltungsverfahren eingereichten Ã¤rztlichen
Atteste und Befundberichte zu den Akten gereicht.

Nach AnhÃ¶rung hat das Sozialgericht die Klage mit Gerichtsbescheid vom 6. Juni
2016 abgewiesen. Eine AufklÃ¤rung des medizinischen Sachverhalts sei nicht
mÃ¶glich, nachdem keine EinverstÃ¤ndniserklÃ¤rung zur Beiziehung von
medizinischen Unterlagen abgegeben worden sei. Der Gerichtsbescheid ist mit
Einschreiben-RÃ¼ckschein am 22. Juni 2016 zugestellt worden. Auf den
RÃ¼ckschein (Bl. 78 der Prozessakte) und die Unterschrift wird Bezug genommen.
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Die auf dem RÃ¼ckschein vermerkte Auftragsnummer entspricht der bei der
gemeinsamen Poststelle des Sozialgerichts und Landessozialgerichts Hamburg
aufbewahrten Einlieferungsliste vom 14. Juni 2016 â�� die entsprechende
VerfÃ¼gung ist am 14. Juni 2016 ausgefÃ¼hrt worden.

Der Gerichtsbescheid in dem Parallelverfahren (UntÃ¤tigkeitsklage â�� S 9 P 5/16
â�� L 3 P 17/16) ist erst am 25. Oktober 2016 ergangen. Das Sozialgericht hat die
Klage wegen UnzulÃ¤ssigkeit nach Erlass des Widerspruchsbescheides abgewiesen.
Laut dem eingegangenen RÃ¼ckschein ist der Gerichtsbescheid am 4. November
2016 zugestellt worden.

Unter dem 24. November 2016 hat die ProzessbevollmÃ¤chtigte KlÃ¤gers in dem
Verfahren S 9 P 5/16 â�� L 3 P 17/16 Berufung eingelegt. Sie erhebt massive
VorwÃ¼rfe gegen das Sozialgericht und die Vorsitzende der Kammer 9. Es seien
unrichtige Gesundheitszeugnisse erteilt worden, die Klage kÃ¶nne niemals
unzulÃ¤ssig sein. Sie haben beantragt, alle MDK-Gutachten und Verwaltungsakte
aufzuheben. Unter Verweis auf die eingereichte Anfechtungs-und Leistungsklage (S
9 P 112/15) kÃ¶nne nicht von einer Erledigung der UntÃ¤tigkeitsklage ausgegangen
werden. Durch den Erlass des Gerichtsbescheides sei das rechtliche GehÃ¶r des
KlÃ¤gers verletzt worden. Im Ã�brigen sei die in der Rechtsmittelbelehrung
genannte Frist von einem Monat unzutreffend.

Am 30. November 2016 ist auch im vorliegenden Verfahren Berufung eingelegt
worden. Die ProzessbevollmÃ¤chtigte hat ausdrÃ¼cklich darauf hingewiesen, dass
KlÃ¤ger ihr Sohn und sie die ProzessbevollmÃ¤chtigte sei. Der Gerichtsbescheid
vom 6. Juni 2015 sei nicht bekannt. Es werde um Ã�bersendung gebeten. Inhaltlich
seien wie bereits mehrfach dargestellt unwahre Gesundheitszeugnisse erstellt
worden. Der KlÃ¤ger verweist durch seine ProzessbevollmÃ¤chtigte (und Mutter)
auf das Vorbringen zu den ImpfschÃ¤den und seine weiteren Erkrankungen, wie
Rheuma an den HÃ¤nden. Dabei wird die Situation des KlÃ¤gers 2009/2010 mit
monatelanger BettlÃ¤gerigkeit geschildert. Es bestehe ein rÃ¼ckwirkender
Leistungsanspruch mindestens der Pflegestufe I ab dem 14. Oktober 2009. Es sei
eine starke Korruption zu vermuten.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Hamburg vom 6. Juni 2016 aufzuheben und
die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 10. Mai 2010 in Gestalt des
Bescheides vom 27. August 2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12.
November 2015 zu verurteilen, dem KlÃ¤ger Pflegegeld mindestens nach
Pflegestufe I (Pflegegrad 2) fÃ¼r die Zeit ab dem 14. Oktober 2009 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verweist auf den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts.
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Unter dem 13. Dezember 2016 ist ein gerichtlicher Hinweis zur Verfristung der
Berufung in dem Verfahren L 1 P 19/16 ergangen. Mit Abladung des zwischenzeitlich
anberaumten ErÃ¶rterungstermins hat der seinerzeit zustÃ¤ndige Senat dargelegt,
dass die Verfristung wegen mÃ¶glicherweise fehlerhafter Zustellung des
Gerichtsbescheids zweifelhaft sei und eine Begutachtung vorgenommen werden
solle. Am 14. Juli 2017 hat das Gericht von der ProzessbevollmÃ¤chtigten des
KlÃ¤gers weitere Informationen angefordert. FÃ¼r eine Begutachtung durch einen
SachverstÃ¤ndigen seien Informationen zum gesundheitlichen Zustand des
KlÃ¤gers in der Vergangenheit erforderlich â�� soweit weiterhin AnsprÃ¼che fÃ¼r
die Vergangenheit geltend gemacht wÃ¼rden. Weiterhin ist angefragt worden, ob
medizinische Unterlagen vorhanden seien und eingereicht wÃ¼rden. Es werde um
Informationen gebeten, ob der KlÃ¤ger in absehbarer Zeit in Deutschland sei und ob
er flugfÃ¤hig sei.

Mit E-Mail vom 10. Oktober 2017 hat die ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers
erlÃ¤utert, das nach wie vor AnsprÃ¼che fÃ¼r die Vergangenheit, fÃ¼r die
Gegenwart und Zukunft geltend gemacht wÃ¼rden. Sie hat erneut Kritik an der
Vorgehensweise des MDK geÃ¼bt und mitgeteilt, dass genÃ¼gend
aussagekrÃ¤ftige Beweismittel vorhanden seien. So wÃ¼rden ausfÃ¼hrliche
Befunde des Facharztes fÃ¼r Innere Medizin Dr. N. vorliegen. FÃ¼r die
Vergangenheit kÃ¶nne der Gutachter durch eine Untersuchung tatsÃ¤chlich keine
Feststellungen treffen. Insoweit mÃ¼ssten hierzu lediglich die vorhandenen
Befunde nach Aktenlage ausgewertet werden. Es seien viele Befunde in spanischer
Sprache vorhanden und es stelle sich die Frage, ob diese Ã¼bersetzt werden
sollten. DarÃ¼ber hinaus ist noch einmal sehr ausfÃ¼hrlich dargelegt worden, dass
der KlÃ¤ger unter schwersten ImpfschÃ¤den leide.

Das Gericht hat daraufhin mitgeteilt (Schreiben vom 19. Oktober 2017), dass die
vorhandenen Unterlagen Ã¼bermittelt werden kÃ¶nnten, eine Ã�bersetzung werde
durch das Gericht erfolgen. Unterlagen des erwÃ¤hnten Arztes kÃ¶nnten
beigezogen werden. Es seien jedoch nicht alle Fragen des Gerichts beantwortet
worden. Die ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers mÃ¶ge mitteilen, wo weitere
Ã¤rztliche Unterlagen angefordert werden kÃ¶nnten, ob die vom MDK erstellten
Gutachten beigezogen werden konnten und ob sie mit Ihrem Sohn in der nÃ¤chsten
Zeit in Deutschland sei.

Eine Reaktion des KlÃ¤gers bzw. seiner ProzessbevollmÃ¤chtigten ist trotz
mehrfacher Erinnerung nicht erfolgt. Nach einer Ã�nderung in der
GeschÃ¤ftsverteilung mit ZustÃ¤ndigkeit des erkennenden Senats ist die
ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers mit Schreiben vom 21. Juni 2018 letztmalig
an die Beantwortung des nochmals beigefÃ¼gten Schreibens und die Ã�bermittlung
der angekÃ¼ndigten Unterlagen erinnert worden. Sie ist darauf hingewiesen
worden, dass ohne Mitwirkung keine weiteren Ermittlungen durchgefÃ¼hrt werden
kÃ¶nnen und nach dem gegenwÃ¤rtigen Sachstand die Berufung zurÃ¼ckzuweisen
wÃ¤ren. Eine Reaktion ist trotz Erinnerung nicht erfolgt.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

                             6 / 12



 

Das Verfahren betrifft die vom KlÃ¤ger erhobene Anfechtungs- und Leistungsklage,
gerichtet auf die GewÃ¤hrung von Pflegegeld. Die zwischenzeitlich gestellten
weitergehenden AntrÃ¤ge wie z. B. Verzinsung der Leistungen nach Pflegestufe 0
oder Aufnahme der Mutter und ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers als weitere
KlÃ¤gerin mit dem Ziel der Versicherung als Pflegeperson sind im
Berufungsverfahren nicht erwÃ¤hnt und damit nicht aufrechterhalten worden. Wie
sich aus der BerufungsbegrÃ¼ndung ergibt, wird inhaltlich die GewÃ¤hrung von
Pflegegeld begehrt. Zudem ist ausdrÃ¼cklich klargestellt worden, dass sich die
Klage nicht auf die ProzessbevollmÃ¤chtigte und Mutter des KlÃ¤gers beziehen soll,
weshalb fÃ¼r diese keine AnsprÃ¼che geltend gemacht werden kÃ¶nnen.

1. Die so verstandene Berufung ist bereits unzulÃ¤ssig. Sie ist nicht fristgerecht
erhoben worden. Der Gerichtsbescheid ist laut RÃ¼ckschein am 16. Juni 2016
zugegangen, so dass die Frist bei einem Auslandsaufenthalt von drei Monaten (Â§
153 Sozialgerichtsgesetz (SGG) in Verbindung mit Â§ 87 Abs. 1 SGG) nicht gewahrt
ist. Denn Berufung ist erst am 30. November eingelegt worden. Selbst wenn man
die Berufung im Verfahren S 9 P 5/16 â�� L 3 P 17716 vom 24. November aufgrund
des inhaltlichen Vorbringens auch als Berufung fÃ¼r dieses Verfahren werten
wÃ¼rde, wÃ¤re die Frist versÃ¤umt worden.

a. Das gewÃ¤hlte Zustellungsverfahren per Einschreiben mit RÃ¼ckschein ist
zulÃ¤ssig gewesen. Eine Auslandszustellung richtet sich gemÃ¤Ã� Â§ 63 Abs. 2 SGG
in Verbindung mit Â§ 183 Abs. 1 Satz 1 Zivilprozessordnung (ZPO) nach den
bestehenden vÃ¶lkerrechtlichen Vereinbarungen. MaÃ�geblich ist das EuropÃ¤ische
Ã�bereinkommen Ã¼ber die Zustellung von SchriftstÃ¼cken in Verwaltungssachen
im Ausland v. 24. November 1977, das auch fÃ¼r gerichtliche Verfahren gilt (s.
Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 12. Auflage, Â§ 63 Rn.16; Wolff-
Dellen in Breitkreuz/Fichte, 2. Auflage, Â§ 63 Rn 161) und dem Spanien und
Deutschland beigetreten sind. Die EG-VO 1393/2007 (s. Â§ 183 Abs. 5 ZPO) ist
hingegen nicht anwendbar, weil sie nur Regelungen fÃ¼r Zivil- und Handelssachen
trifft und nicht fÃ¼r Ã¶ffentlich-rechtliche Verfahren gilt (s. Keller in Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 12. Auflage, Â§ 63 Rn.16; Wolff-Dellen in
Breitkreuz/Fichte, 2. Auflage, Â§ 63 Rn 159).

Nach Â§ 11 Abs. 1 des EuropÃ¤ischen Ã�bereinkommens Ã¼ber die Zustellung von
SchriftstÃ¼cken in Verwaltungssachen im Ausland ist eine unmittelbare postalische
Zustellung mÃ¶glich und Spanien hat hiergegen keinen Vorbehalt nach Â§ 11 Abs. 2
des Abkommens erklÃ¤rt.

Die Zustellung ist dann mit der Ã�bergabe des Einschreibebriefes an den
Adressaten oder seinen BevollmÃ¤chtigten vollzogen, als Nachweis der Zustellung
genÃ¼gt der RÃ¼ckschein. Es handelt sich bei dem RÃ¼ckschein im Gegensatz zur
Zustellungsurkunde nicht um eine Ã¶ffentliche Urkunde, der nicht gemÃ¤Ã� Â§ 418
ZPO Beweis erbringt, sondern lediglich eine Beweisfunktion gemÃ¤Ã� Â§ 416 ZPO
hat (Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 12. Auflage, Â§ 63 Rn.9). Auch
die Vorschriften Ã¼ber die Ersatzzustellung sind nicht anwendbar mit der Folge,
dass eine Zustellung nicht durch Ã�bergabe an einen ErsatzempfÃ¤nger bewirkt
werden kann. Der Beweiswert des RÃ¼ckscheins hÃ¤ngt daher maÃ�geblich davon
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ab, wer den RÃ¼ckschein unterschrieben hat (s. SÃ¤chsisches Landessozialgericht
v. 08.11.2004 â�� L 6 B 164/04 SB in juris, Rn 21).

Es ist nach allgemeinen Beweisregeln von einem Zugang des Gerichtsbescheides,
dokumentiert durch den von der ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers
unterschriebenen RÃ¼ckschein auszugehen.

ZunÃ¤chst ist anhand des von der Poststelle aufbewahrten Einlieferungsscheins
ersichtlich, dass am Tag der AusfÃ¼hrung der VerfÃ¼gung des Sozialgerichts (Bl.
75 PA) eine Zustellung am 14. Juni 2016 ausgefÃ¼hrt worden ist. Das
korrespondiert mit der Einlieferungsliste fÃ¼r Briefzusatzleistungen â�� national
und international. Hier ist am 14. Juni 2016 eine Einlieferung dokumentiert und der
Identcode entspricht der Nummer, die auf dem RÃ¼ckschein vermerkt ist (RK 7101
7192 2DE). Es kann deshalb davon ausgegangen werden, dass es sich bei der in
Rede stehenden Postsendung um den Gerichtsbescheid handelt.

Der RÃ¼ckschein dokumentiert als Urkunde (wenn auch nicht als Ã¶ffentliche
Urkunde), dass die Sendung an den bezeichneten EmpfÃ¤nger ausgeliefert worden
ist. Die maÃ�gebliche Unterschrift kann als Unterschrift der Mutter und
BevollmÃ¤chtigten identifiziert werden. Der Name Schulz ist erkennbar und auch
der RÃ¼ckschein fÃ¼r die AnhÃ¶rung hat dasselbe Schriftbild, das auch der
Unterschrift auf der KlagebegrÃ¼ndung (s. Bl. 14 PA L 3 P 19/16) entspricht.

Auch wenn ein qualifiziertes Bestreiten anders als bei Ã¶ffentlichen Urkunden nicht
erforderlich ist, vermag das pauschale Vorbringen der ProzessbevollmÃ¤chtigten
des KlÃ¤gers, den Gerichtsbescheid tatsÃ¤chlich nicht erhalten zu haben, den
Beweiswert des RÃ¼ckscheins nicht zu erschÃ¼ttern. Aus dem inhaltlichen
Vorbringen der Berufungsschrift im Parallelverfahren geht lediglich hervor, dass die
ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers anscheinend keine Kenntnis vom Inhalt des
Gerichtsbescheids vom 6. Juni 2016 hatte. Das schlieÃ�t jedoch den Zugang der
Postsendung nicht aus. Denn es sind eine Vielzahl von GrÃ¼nden denkbar, weshalb
ein zugegangenes SchriftstÃ¼ck nicht gelesen bzw. zur Kenntnis genommen
worden ist, weil es z.B. nach der Ã�bergabe verloren gegangen ist. Der Beweiswert
des von der ProzessbevollmÃ¤chtigten unterschriebenen RÃ¼ckscheins wird daher
weder aus dem Umstand des pauschalen Bestreitens des Zugangs noch aus dem
Inhalt der Berufungsschrift im Parallelverfahren gemindert oder beeintrÃ¤chtigt.

b. Die Rechtsmittelbelehrung des Gerichtsbescheides war auch zutreffend und
vollstÃ¤ndig. Auch unter BerÃ¼cksichtigung der hier einschlÃ¤gigen Verordnung
(VO-EG) Nr. 833/2004 bestand keine Notwendigkeit, weitere zustÃ¤ndige Stellen im
Ausland zu bezeichnen. Es gilt deshalb nicht die Jahresfrist gemÃ¤Ã� Â§ 66 Abs. 2
SGG.

GemÃ¤Ã� Art. 81 VO (EG) Nr. 883/2004 kÃ¶nnen AntrÃ¤ge, ErklÃ¤rungen oder
Rechtsbehelfe, die gemÃ¤Ã� den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats innerhalb
einer bestimmten Frist bei einer BehÃ¶rde, einem TrÃ¤ger oder einem Gericht
dieses Mitgliedstaats einzureichen sind, innerhalb der gleichen Frist bei einer
entsprechenden BehÃ¶rde, einem entsprechenden TrÃ¤ger oder einem
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entsprechenden Gericht eines anderen Mitgliedstaats eingereicht werden.

Es handelt sich hierbei jedoch nicht um einen gleichwertigen zweiten "Regelweg",
der zwingend hÃ¤tte in die Rechtsmittelbelehrung aufgenommen werden mÃ¼ssen,
sondern um eine Ausnahme, bei der die Rechtsmittelfrist auch als gewahrt gilt,
Ã¤hnlich wie die Regelungen in Â§ 84 Abs. 2 und Â§ 91 SGG (s. Keller in s. Keller in
Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 12. Auflage, Â§ 66 Rn. 7a mit weiteren
Nachweisen und zum Meinungsstand).

Ein gleichwertiger "Regelweg" liegt nicht vor, weil es sich um eine Ausnahme mit
Fiktionscharakter handelt, die mit den Regelungen in Â§ 84 Abs. 2 SGG
(Fristwahrung fÃ¼r Widerspruch bei einer anderen inlÃ¤ndischen BehÃ¶rde,
VersicherungstrÃ¤ger etc.) oder Â§ 91 SGG (fristwahrende Klage auch mÃ¶glich bei
Eingang der Klageschrift bei einem anderen Gericht, einer BehÃ¶rde oder
VersicherungstrÃ¤ger) vergleichbar ist (s. Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer,
SGG, 12. Auflage, Â§ 66 Rn.7a) und bei denen eine Aufnahme in der
Rechtsmittelbelehrung nicht fÃ¼r erforderlich gehalten wird. Wie sich aus Art 81
Satz 3 der VO (EG) Nr. 883/2004 ergibt, gilt der Tag, an dem diese AntrÃ¤ge,
ErklÃ¤rungen oder Rechtsbehelfe bei einer BehÃ¶rde, einem TrÃ¤ger oder einem
Gericht des zweiten Mitgliedstaats eingegangen sind, als Tag des Eingangs bei der
zustÃ¤ndigen BehÃ¶rde, dem zustÃ¤ndigen TrÃ¤ger oder dem zustÃ¤ndigen
Gericht. Das spricht fÃ¼r eine Fiktion wie sie auch in Â§ 84 Abs. 2 SGG mit einer
vergleichbaren Formulierung geregelt wird. Der Ausnahmecharakter der Regelung
wird auch besonders deutlich, wenn man berÃ¼cksichtigt, dass Â§ 151 SGG die
MÃ¶glichkeiten der fristwahrenden Berufungseinlegung gegenÃ¼ber den
Regelungen zu Widerspruch und Klage erheblich verengt und reduziert. Es besteht
nÃ¤mlich nur noch die MÃ¶glichkeit, Berufung bei dem (zustÃ¤ndigen)
Landessozialgericht oder bei dem Sozialgericht, dessen Entscheidung angefochten
wird, einzulegen, wÃ¤hrend zuvor Widerspruch und Klage fristwahrend bei anderen
Gerichten, BehÃ¶rden und Stellen erhoben werden konnte. Die Einlegung bei
anderen Landessozialgerichten, Sozialgerichten, Gerichten, BehÃ¶rden oder
VersicherungstrÃ¤gern im Inland reicht bei der Berufung nicht aus. Nach einer
gerichtlichen Befassung und Entscheidung hat der Gesetzgeber die Gerichte/Stellen
begrenzt, bei denen fristwahrend Berufung eingelegt werden kann. Wenn nun die
Verordnung die fristgerechte Einlegung bei einer entsprechenden auslÃ¤ndischen
Stelle ermÃ¶glicht, handelt es sich um eine Ausnahme zur engen gesetzlichen
Regelung, die am ehesten den gesetzlich normierten Regelungen bei Widerspruch
und Klage entsprechen, bei denen es sich aber nicht um einen zweiten "Regelweg",
sondern um eine Ausnahme handelt.

2. Die Berufung ist ungeachtet der ZulÃ¤ssigkeitsproblematik nicht begrÃ¼ndet.
Das Sozialgericht hat mit dem angefochtenen Gerichtsbescheid die Klage zu Recht
abgewiesen. Es besteht weder fÃ¼r die Vergangenheit noch fÃ¼r die Zukunft ein
weitergehender Anspruch als Pflegestufe 0 bzw. Pflegegrad 1.

Wegen mangelnder Mitwirkung sind weitere medizinische Ermittlungen nicht
mÃ¶glich, nur auf der Grundlage der selektiv von der ProzessbevollmÃ¤chtigten des
KlÃ¤gers eingereichten Arzt- und Befundberichte lÃ¤sst sich der erforderliche
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Hilfebedarf in der Grundpflege nicht ermitteln. Weitere Befunde sind trotz
mehrfacher Erinnerung nicht eingereicht worden, eine EinverstÃ¤ndniserklÃ¤rung
zur Beiziehung von Krankenakten und Anforderung von Befundberichten ist nicht
erteilt worden. Die MDK-Gutachten sind nach einer "Sperrung" durch die Mutter des
KlÃ¤gers aus den Verwaltungsakten der Beklagten entfernt worden und liegen dem
Gericht nicht vor. Verletzt ein Beteiligter die zumutbare Mitwirkung, so verstÃ¶Ã�t
das Gericht nicht gegen seine Pflicht aus Â§ 103 SGG zur SachaufklÃ¤rung von Amts
wegen, wenn es keine weiteren Ermittlungen anstellt. (vgl. LSG fÃ¼r das Land
Nordrhein-Westfalen v. 16.10.2008 â�� L 2 KN 66/07 â�� in juris, Rn 27).

Die eingereichten Unterlagen reichen nicht aus, um auch nur annÃ¤hernd eine
Aussage zu einem Pflegedarf seit 2009 bzw. 2010 treffen zu kÃ¶nnen.

ZunÃ¤chst einmal kÃ¶nnen Leistungen nur ab dem Zeitpunkt der Antragstellung
beansprucht werden. Versicherte erhalten die Leistungen der Pflegeversicherung
gemÃ¤Ã� Â§ 33 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Elftes Buch (SGB XI) nur auf Antrag. Die
Leistungen werden gemÃ¤Ã� Satz 2 ab Antragstellung gewÃ¤hrt, frÃ¼hestens
jedoch von dem Zeitpunkt an, in dem die Anspruchsvoraussetzungen vorliegen.
Wird der Antrag spÃ¤ter als einen Monat nach Eintritt der PflegebedÃ¼rftigkeit
gestellt, werden die Leistungen vom Beginn des Monats der Antragstellung an
gewÃ¤hrt (Satz 3). Eine Leistung ab 2009 ist bei einer Antragstellung am 24. Januar
2010 nicht mÃ¶glich. Eine Verpflichtung des Versorgungsamtes, den KlÃ¤ger bei
einem Impfschaden auf die EntschÃ¤digungsmÃ¶glichkeit hinzuweisen, besteht
nicht, so dass sich die Frage, ob die Antragstellung im Wege eines sozialrechtlichen
Herstellungsanspruchs vorverlegt werden kann, nicht stellt.

Auch unter BerÃ¼cksichtigung eines Impfschadens kann ohne weitere medizinische
Unterlagen nicht festgestellt werden, ob seit Januar 2010 ein dauerhafter
Hilfebedarf nach Pflegestufe I mit einem Hilfebedarf von mindestens 46 Minuten im
Bereich der Grundpflege vorgelegen hat. Der Hilfebedarf ist anhand der
individuellen Gewohnheiten und der Wohnumgebung fÃ¼r die einzelnen
Verrichtungen der Grundpflege zu ermitteln. Auf die Erkrankungen kommt es dabei
nicht maÃ�geblich an, sondern nach dem alten Recht ist der tatsÃ¤chliche
Hilfebedarf maÃ�geblich. Aus den vorgelegten Ã¤rztlichen Befundberichten ist
ersichtlich, dass der KlÃ¤ger an Neurodermitis, einem Aufmerksamkeits-Defizit-
Syndrom und Asthma litt (Befundberichte von Dr. H. vom 3. MÃ¤rz 2010 und Dr. N.
vom 7. September 2009). DarÃ¼ber hinaus sind seit 2013 ZwangsstÃ¶rungen und
Zwangsgedanken, eine StÃ¶rung des Sozialverhaltens mit depressiver StÃ¶rung
diagnostiziert worden (Arztbericht von Dr. M. vom 9. MÃ¤rz 2013). Aus dem
Befundbericht von Dr. H. und 3. MÃ¤rz 2010 ergibt sich, dass klinisch-neurologisch
keine gravierende Erkrankung vorliegt ("keine wesentlichen pathologischen
Befunde"). Nach seiner Auffassung bestand der dringende Verdacht auf vorwiegend
psychosomatische bzw. depressive Beschwerdeursachen im Zusammenhang mit
einer symbiotisch wirkenden Beziehung zu der "sehr dominanten Mutter". Damit
stehen psychische Erkrankungen bzw. AuffÃ¤lligkeiten im Vordergrund, die 2013 als
ZwangsstÃ¶rungen mit Zwangsgedanken und StÃ¶rung des Sozialverhaltens von
Dr. M. erstmals nÃ¤her diagnostiziert wurden. Neurologische FolgeschÃ¤den infolge
eines Impfschadens sind durch die Befundberichte gerade nicht belegt, sie werden
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ausdrÃ¼cklich von Dr. H. verneint. Diese Erkrankungen auf psychiatrischem
Fachgebiet haben dazu gefÃ¼hrt, dass seit 1. Januar 2013 Leistungen gemÃ¤Ã�
Pflegestufe 0 (jetzt Pflegegrad 1) gewÃ¤hrt werden. Ein darÃ¼ber hinausgehender
Hilfebedarf lÃ¤sst sich aus den Befundberichten nicht nachvollziehen, auch wenn
Dr. N. in seinem Befundbericht vom 7. September 2009 einen Hilfebedarf bei
hygienischen Verrichtungen wie z.B. Duschen in Form von Beaufsichtigung
beschreibt. Hieraus lÃ¤sst sich nicht ableiten, ob ein Hilfebedarf nach den
gesetzlichen Vorgaben tatsÃ¤chlich besteht, und in welchem Umfang. Allein mit
diesen Informationen kann auch ein SachverstÃ¤ndiger keine Aussage zum
Hilfebedarf treffen. Das gilt insbesondere fÃ¼r einen etwa neun Jahren
zurÃ¼ckliegenden Zeitraum. Es ist noch nicht einmal ein Pflegetagebuch
eingereicht worden, obwohl dies von der Beklagten angefordert wurde. Die
Notwendigkeit einer Begutachtung durch einen SachverstÃ¤ndigen wird auch von
der ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers soweit es die Vergangenheit betrifft
nicht gesehen. Vielmehr wollte sie aussagekrÃ¤ftige weitere Ã¤rztliche Unterlagen
vorlegen, was aber trotz mehrfacher Erinnerung nicht geschehen ist.

Auch die vom Gericht zunÃ¤chst angeregte Begutachtung durch einen
SachverstÃ¤ndigen zur Ermittlung des aktuellen Pflegebedarfs ist im Ergebnis von
der ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers vereitelt worden, indem sie jegliche
Mitwirkung verweigert und die Kommunikation mit dem Gericht eingestellt hat. So
hat sie trotz mehrfacher Aufforderung nicht beantwortet, unter welchen
Bedingungen eine Begutachtung mÃ¶glich wÃ¤re, ob der KlÃ¤ger beispielsweise in
Deutschland begutachtet werden kann, oder ob eine Begutachtung in Spanien
erforderlich ist und von der KlÃ¤gerseite auch zugelassen wird. Die detaillierten
Fragen des Gerichts sind trotz mehrfacher Aufforderung nicht beantwortet worden.
Bei dieser Sachlage kann nicht festgestellt werden, ob ein Anspruch in der
Vergangenheit bestanden hat und jetzt gegebenenfalls noch weiter besteht. Es ist
vÃ¶llig unklar, ob der KlÃ¤ger noch bei seiner Mutter wohnt und wie sich die
gegenwÃ¤rtige medizinische Befundlage darstellt. Soweit der Sachverhalt nicht
aufgeklÃ¤rt werden kann, geht dies zulasten des KlÃ¤gers. Die Anforderungen der
gerichtlichen Amtsermittlungspflicht verringern sich, wenn ein Beteiligter seiner
Mitwirkungspflicht nicht nachkommt. Auch wenn mangelnde Mitwirkung das Gericht
grundsÃ¤tzlich nicht von der Pflicht entbindet, die noch mÃ¶glichen Ermittlungen
anzustellen, (BSG v. 23. Juni 2015 â�� B 1 KR 17/15 B in juris, Rn. 6) besteht bei
dieser Sachlage keine Pflicht, ein SachverstÃ¤ndigengutachten fÃ¼r eine
Begutachtung im Ausland in Auftrag zu geben. Das Prozessverhalten der
BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers lÃ¤sst keinerlei Kooperationsbereitschaft
erkennen. Die notwendigen Informationen fÃ¼r eine Auslandsbegutachtung sind
trotz mehrfacher Erinnerung nicht erteilt worden, so dass sich eine mit einer
ausdrÃ¼cklichen Weigerung vergleichbare Situation ergibt. Die Beweislast fÃ¼r das
Vorliegen der Voraussetzungen der PflegebedÃ¼rftigkeit trifft den KlÃ¤ger, was erst
recht gilt, wenn grundsÃ¤tzlich mÃ¶gliche Ermittlungen des Gerichts aus GrÃ¼nden
scheitern, die in der SphÃ¤re des Versicherten zu suchen sind.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen hierfÃ¼r nicht
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vorliegen (Â§ 160 SGG).

Erstellt am: 29.05.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            12 / 12

https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

